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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Schule und Kultur -

Tagesordnung 1 Punkt 2.1 der öffentlichen Sitzung am 22.06.2006

Vorlage Nr. 06-F-25-0010

Umwandlung Ludwig-Erhard-Schule in eine IGS
- Dringlicher Antrag von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 20.06.2006 zum vorg. 
SPD-Antrag -

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, die folgende Änderung des Schulentwicklungsplans (SEP) auf 
den Beratungsweg zu bringen:

Dem Wunsch der Ludwig-Erhard-Schule auf Einrichtung einer Integrierten Gesamtschule 
wird gefolgt, wenn die Anmeldezahlen den gesetzlichen Voraussetzungen (100 
Schülerinnen und Schüler) entsprechen. Übergangsweise wird ebenfalls dem Wunsch der 
Schule gefolgt und eine Integration des Haupt- und Realschulbereichs nach dem Modell der 
Heinrich-von-Kleist-Schule angestrebt.

Beschluss Nr. 0037
 
Der gem. Dringliche Antrag von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 20.06.2006 betr.

Umwandlung der Ludwig-Erhard-Schule in eine IGS

wird angenommen.

 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .06.2006
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nehrbaß
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .06.2006

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,          .06.2006
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Dezernat VIII Diehl
mit der Bitte um weitere Veranlassung Oberbürgermeister
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